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Kleingärten oder Erholungsgrundstücke (VI)

Der Streit, ob Kleingarten
oder Erholungsgrund-
stück wird heftig geführt.
Unser Autor, Rechtsan-
walt Dr. UWE KÄRSTEN,
will durch Erläuterung
entsprechender Urteile
zur Klärung beitragen.
Die ersten Beiträge er-
schienen in den Ratge-
bern Nr. 397, 398, 399, 401,
404 und 405.

Mit Urteil vom 10. De-
zember 1996 (Az. 3 C 837/
96) hat das Amtsgericht
Schwedt/Oder zu Guns-
ten eines Kleingärtners
entschieden, dass er den
nach der Nutzungsent-
geltverordnung berech-
neten Pachtzins in Höhe
von 1,20 Mark/Quadrat-
meter/Jahr nicht zahlen
muss.

Es hat darüber hinaus
rechtskräftig festgestellt,
dass es sich bei dem be-
treffenden Garten um ei-
nen Kleingarten im Sinne
des § 1 Abs. 1 Bundes-
kleingartengesetz
(BkleingG) handelt. Zah-
lungsklagen gegen eine
Vielzahl weiterer Klein-
gärtner in der gleichen
Anlage wurden ebenfalls
in diesem Sinne ent-
schieden.

Dem Urteil lag folgen-
der Sachverhalt zu Grun-
de:

Der beklagte Kleingärt-
ner hatte im Jahr 1983
vom damaligen VEB (K)
Gebäudewirtschaft An-
germünde ohne näher
bezeichnete Zweckbe-
stimmung einen Garten
»zur Nutzung« angepach-
tet. Der Garten bildete zu-
sammen mit weiteren 19
Gärten und mehreren
gemeinschaftlichen Ein-
richtungen eine Anlage.
An gemeinschaftlichen

Einrichtungen existierten
ein öffentlicher Weg, eine
gemeinschaftliche Elekt-
roenergieversorgungs-
anlage, eine gemein-
schaftliche Umzäunung
sowie ein Vereinsschild
und ein Mitteilungsbrett
des Vereins.

Ein Teil der Gärten, da-
runter der des beklagten
Kleingärtners, liegt auf
dem Grundstück eines
Privateigentümers, der
andere Teil der Gärten
liegt auf kommunalem
Grund und Boden. Ein
Zwischenpächter existier-
te nicht. Jeder Kleingärt-
ner hatte einen Einzel-
pachtvertrag mit dem je-
weiligen Grundstücksei-
gentümer.

Das Amtsgericht
Schwedt/Oder erhob um-
fänglich Beweis. Die
kleingärtnerische Nut-
zung der Gärten im Sinne
des § 1 Abs. 1 Nr. 1
BkleingG zum Zeitpunkt
des 2./3. Oktober 1990
und danach konnte nach-
gewiesen werden und
war im weiteren Verlauf
der Verfahren unstreitig.
Streitig gestellt wurden
vorgenannte gemein-
schaftliche Einrichtungen
hinsichtlich ihrer Eignung
zur Begründung der
Kleingarteneigenschaft.
Nach der Definition des §
1 Abs. 1 Nr. 2 BkleingG ist
ein kleingärtnerisch ge-
nutzter Garten nur dann
ein Kleingarten, wenn er
mit mehreren Einzelgär-

ten und gemeinschaftli-
chen Einrichtungen zu ei-
ner Kleingartenanlage
zusammengefasst ist.

Dies war in diesem
Rechtsstreit der Fall, auch
wenn es sich bei dieser
Anlage nicht um eine »ty-
pische« Kleingartenanla-
ge handelt.

Die Kleingärten befin-
den sich links und rechts
eines öffentlichen Weges,
der durch die Kleingar-
tenanlage führt. Die
Kleingärten können nur
über diesen öffentlichen
Weg betreten werden.
Andere entsprechende
Wege existieren nicht.

Zur Problematik des öf-
fentlichen Weges als ge-
meinschaftliche Einrich-
tung führt das Amtsge-
richt Schwedt/Oder aus:
»Als gemeinschaftliche
Einrichtung ist der am
östlichen Grundstücks-
rand des klägerischen
Grundstücks verlaufende
Weg zu werten. Wege
sind nur dann gemein-
schaftliche Einrichtungen,
wenn sie innerhalb der
Anlagen liegen oder
wenn sie außerhalb der
Anlage verlaufen, es sich
um nicht öffentliche Wege
handelt, die ausschließ-
lich der Erschließung der
Einzelgärten dienen
(Gerulf Stang, BkleingG,
2. Auflage § 1 KRn. 16).
Hier ist ein innerhalb ei-
ner Kleingartenanlage
verlaufender, von allen
Pächtern gleichermaßen

als Zugang genutzter Weg
gegeben, welcher hier-
nach als gemeinschaftli-
che Einrichtung zu werten
ist. Die rechts und links
des Weges gelegenen
Einzelparzellen sind
nämlich als einheitliche
Kleingartenanlage zu
werten, da sie sich in ei-
nem engen räumlichen
Zusammenhang befin-
den.

Zwar wird die Anlage
durch den Weg in zwei
Hälften geteilt, die Durch-
schneidung einer Anlage
z. B. durch eine Straße
zerstört den Zusammen-
hang aber dann nicht,
wenn die verbleibenden
Teile nach ihrem Gesamt-
erscheinungsbild und der
Funktion der gemein-
schaftlichen Einrichtun-
gen zusammengehören
(vgl. Stang, a.a.O., § 1 Rn.
14).

Nach den von der Be-
klagtenseite vorgelegten
Fotos bilden die rechts
und links des Weges ge-
legenen Gärten ein zu-
sammenhängendes Er-
scheinungsbild, was sich
aus der einheitlichen
kleingärtnerischen Nut-
zung sowie der in Materi-
al (Maschendraht sowie
Hecken) und Höhe (ca.
1,50 bis 1,80 Meter) ähnli-
chen Zaungestaltung er-
gibt ...

Der Wertung des We-
ges als gemeinschaftliche
Einrichtung steht nicht
entgegen, dass es sich

hierbei um einen öffent-
lichen Weg handelt. Auf
die Unterscheidung von
öffentlichen und nicht öf-
fentlichen Wegen kommt
es nämlich nur an, wenn
die Wege außerhalb der

Anlage verlaufen (vgl.
Stang, a.a.O. § 1 Rn. 16).
Im vorliegenden Fall liegt
aber – wie oben dargelegt
– ein innerhalb einer
Kleingartenanlage ver-
laufender Weg vor.«

Das Amtsgericht
Schwedt/Oder erkannte
auch die gemeinschaftli-
che Elektroenergiever-
sorgungsanlage als ge-
meinschaftliche Einrich-
tung im Sinne des § 1 Abs.
1 Nr. 2 BkleingG an und
führt dazu aus: Schließ-
lich sei als gemeinschaft-
liche Einrichtung eine
gemeinschaftliche Ener-
gieversorgungsanlage
gegeben. Ebenso wie ei-
ne entsprechende Was-
serversorgung als Ge-
meinschaftseinrichtung
anzusehen ist (vgl. Stang
a.a.O. § 1 Rn. 15), gelte
das auch für eine gemein-
schaftliche Energiever-
sorgungsanlage. Und
dies unabhängig davon,
ob sie gemeinschaftlich
oder lediglich individuell
genutzt wird.

Dabei spielt es auch
keine Rolle, ob tatsächlich
alle Pächter an die Ener-
gieversorgungsstelle an-
geschlossen sind. Ver-
gleichbar mit der Rechts-
lage bei den Vereinshäu-
sern genügt für die An-
nahme einer gemein-
schaftlichen Einrichtung
die bloße potenzielle
Nutzbarkeit für alle Päch-
ter.«

(Wird fortgesetzt)
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